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R e i s e r e c h t
Fluggastrechte
Storniert die Fluggesellschaft den Rückflug, 
weil der Fluggast den Hinflug verpasst hat, 
so stellt dies eine Beförderungsverweigerung 
im Sinne von Art. 2 j) der Fluggastrechtever-
ordnung (VO) dar. Der Fluggast hat in diesem 
Fall einen Anspruch auf Ausgleichszahlung 
gemäß Art. 7 VO. Dies hat das Landgericht 
Düsseldorf entschieden.

Im zugrunde liegenden Fall hatte eine Rei-
sende ihren Flug von Düsseldorf nach Tene-
riffa verpasst. Die Fluggesellschaft stornierte 
daraufhin unter Hinweis auf das in ihren 
AGB enthaltene Cross-Ticketing-Verbot den 
Rückflug. Die Reisende sah sich daher ge-
zwungen für den Rückflug einen anderen 
Flug zu buchen. Die dadurch entstandenen 
Kosten in Höhe von ca. 435 Euro verlangte 
sie von der Fluggesellschaft erstattet. Eben-
so beanspruchte sie eine Ausgleichszahlung 
wegen der Nichtbeförderung.
Das Amtsgericht Düsseldorf gab der Klage 
teilweise statt. Der Klägerin stehe zwar ein 
Anspruch auf Erstattung der Kosten für den 
Ersatzflug zu, nicht jedoch auf Ausgleichs-
zahlung. Eine Nichtbeförderung im Sinne 
der Fluggastrechteverordnung liege nämlich 
nicht vor. Gegen diese Entscheidung richtete 
sich die Berufung der Klägerin.
Das Landgericht Düsseldorf entschied zu 
Gunsten der Klägerin und ergänzte daher die 
Entscheidung des Amtsgerichts. Der Klägerin 
stehe nach Art. 7 VO ein Anspruch auf Aus-
gleichszahlung zu, da bezüglich des Rück-
flugs eine Nichtbeförderung im Sinne von 
Art. 2 j) VO vorliege.

Eine Nichtbeförderung habe zwei Voraus-
setzungen, so das Landgericht. Zum einen 
eine Beförderungsverweigerung. Diese lie-
ge durch die Stornierung des Rückflugs vor. 
Zum anderen müsse sich der Fluggast recht-
zeitig zur Abfertigung einfinden. Zwar liege 
diese Voraussetzung nicht vor, da sich die 
Klägerin nicht zu dem ihr gegenüber stor-
nierten Rückflug am Abfertigungsschalter 
eingefunden habe. Ein Einfinden sei aber 
nicht erforderlich, wenn die Fluggesellschaft 
bereits zuvor gegenüber dem Fluggast aus-
drücklich und unmissverständlich die Beför-
derung verweigert hat. In diesem sei das vor-
herige Erscheinen am Abfertigungsschalter 
eine bloße Förmelei. So lag der Fall hier.
Landgericht Düsseldorf,
Urteil vom 25.09.2015 – 22 S 79/15 –

I n t e r n e t r e c h t / V e r b r a u c h e r r e c h t
Kontaktaufnahme mit Google 
Google darf auf Kunden-Anfragen an die im 
Impressum genannte E-Mail-Adresse nicht 
mit einer automatisch erzeugten Standard- 
antwort reagieren, die Verbraucherinnen 
und Verbraucher lediglich auf Hilfeseiten 
und andere Kontaktmöglichkeiten ver-
weist. Dies entschied das Kammergericht 
Berlin nach einer Klage des Bundesver-
bands der Verbraucherzentralen gegen 
den Internetkonzern und bestätigt damit 
die Entscheidung des Landgerichts.
Kommerzielle Betreiber von Webseiten 
sind nach dem Telemediengesetz dazu ver-
pflichtet, ihren Kunden eine schnelle elek-
tronische Kontaktaufnahme und unmittel-
bare Kommunikation zu ermöglichen - zum 
Beispiel, für Fragen zum Vertrag oder zu 
den angebotenen Produkten. Dafür müssen 
sie eine E-Mail-Adresse angeben.
Im zugrunde liegenden Fall entpuppte sich 
die von Google im Impressum genannte 
Adresse allerdings als „toter Briefkasten“. 
Kunden, die eine E-Mail an support.de@
google.com schickten, bekamen eine auto-
matisch generierte Antwort mit dem Hin-
weis: „Bitte beachten Sie, dass aufgrund 
der Vielzahl von Anfragen E-Mails, die un-
ter dieser E-Mail-Adresse eingehen, nicht 
gelesen und zur Kenntnis genommen wer-
den können.“ Google verwies in der Ant-
wort-Mail vor allem auf seine Hilfeseiten, 
über die „gegebenenfalls“ auch Kontakt-
formulare erreichbar seien.
Das Kammergericht Berlin schloss sich der 

Auffassung des Bundesverbands der Ver-
braucherzentralen an, dass dieser Umgang 
mit Kundenanfragen gegen das Teleme-
diengesetz verstoße. Die Angabe einer 
E-Mail-Adresse, bei der erklärtermaßen 
ausgeschlossen sei, dass Google vom Inhalt 
der eingehenden E-Mails Kenntnis erlangt, 
ermögliche keine individuelle Kommunika-
tion. Diese werde im Gegenteil verweigert. 
Auch mit einem für alle Fälle von Anfragen 
vorformulierten Standardschreiben werde 
das Kommunikationsanliegen des Kunden 
letztlich nur zurückgewiesen.
Das Gericht stellte auch klar, dass Kontakt-
formulare, Online-Hilfen und Nutzerforen 
nicht die gesetzlich vorgeschriebene Mög-
lichkeit ersetzen, dass sich der Kunde per 
E-Mail an das Unternehmen wenden kann.
Kammergericht Berlin,
Urteil vom 23.11.2017 – 23 U 124/14 –

M i e t r e c h t
Abschließen der Haustür
Ein Wohnungsmieter kann mietvertraglich 
nicht verpflichtet sein, die Haustür von in-
nen abzuschließen. Denn eine verschlos-
sene Haustür stellt im Brand- oder sons-
tigen Notfall ein gefährliches Hindernis 
dar. Dies geht aus einer Entscheidung des 
Amtsgerichts Köln hervor.

In dem zugrunde liegenden Fall sollten 
Wohnungsmieter mietvertraglich zum Ab-
schließen der Haustür von innen verpflich-
tet werden.
Das Amtsgericht Köln entschied, dass eine 
mietvertragliche Pflicht zum Abschließen 
der Haustür von innen für Wohnungs-
mieter nicht zulässig ist. Bauliche Anlagen 
müssen gemäß §§ 17, 36 der Bauordnung 
von Nordrhein-Westfalen Fluchtwege bie-
ten. Diese seien durch die verschlossene 
Haustür nicht mehr gewährleistet. Eine 
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Trotz gewissenhafter Bearbeitung der 
Beiträge kann eine Haftung für die Inhalte 
nicht übernommen werden. Verbindliche 
Auskünfte können nur im Rahmen eines 
Mandatsverhältnisses erteilt werden. 
Bildquellen: dawr.de, pixabay.de, Fotolia.com

Pflicht zum Verschließen dieser Fluchtwege 
führe daher im Falle eines Brandes oder 
sonstigen Notfalls zu einem gefährlichen 
Hindernis.
Amtsgericht Köln,
Urteil vom 04.01.2017 – 203 C 319/16 –

S c h a d e n s e r s a t z r e c h t
Impfschaden
Wer im Anschluss an eine Impfung gegen 
Schweinegrippe im Jahr 2009 an Narkolep-
sie, auch Schlafkrankheit genannt, erkrankt 
ist, kann Anspruch auf Versorgung nach 
dem Infektionsschutzgesetz haben. Dies 
entschied das Sozialgericht Koblenz.

Im Jahr 2009 wurde weltweit vor den Fol-
gen der Schweinegrippe gewarnt und die 
Bevölkerung aufgefordert, sich impfen zu 
lassen. Die seinerzeit zwölfjährige Kläge-
rin des zugrunde liegenden Verfahrens 
unterzog sich deshalb ebenfalls einer In-
fluenzaimpfung. Einige Monate nach der 
Impfung traten bei ihr Müdigkeit und wei-
tere Symptome auf, die erst einige Jahre 
später als erste Anzeichen einer Narko-
lepsieerkrankung erkannt wurden. Der An-
trag auf Versorgung nach dem Infektions-
schutzgesetz wurde durch die zuständige 
Behörde abgelehnt.
Das Sozialgericht Koblenz gab der dagegen 
gerichteten Klage statt und stützte sich zur 
Begründung zum einen auf das Gutachten 
eines medizinischen Sachverständigen und 
zum anderen darauf, dass europaweit zahl-
reiche Fälle mit einem Zusammenhang der 
Impfung und Narkolepsie dokumentiert 
seien die zu Entschädigungsansprüchen 
geführt hätten. Deshalb wurde der Klägerin 
eine Versorgungsrente zugesprochen.
Sozialgericht Koblenz,
Urteil vom 05.04.2018 – 4 VJ 4/15 –

S o z i a l r e c h t
Sperrzeit
Werden einem Arbeitslosen innerhalb weni-
ger Tage drei Arbeitsangebote unterbreitet 
und bewirbt er sich nicht, rechtfertigt dies 
nur eine Sperrzeit bei Arbeitsablehnung. 
Dies geht aus einer Entscheidung des Bun-
dessozialgerichts hervor.
Dem Verfahren lag folgender Sachver-
halt zugrunde: Der in Radeburg/Sachsen 
lebende Kläger, der zuletzt eine Tätigkeit 
als Beikoch ausgeübt hatte, erhielt von der 
beklagten Bundesagentur für Arbeit im 
November 2011 zwei Vermittlungsvor-
schläge als Beikoch in einem Hotel im 
Schwarzwald und als Koch in einem Gast-
haus in Sonthofen/Bayern. Ein weiteres 
Stellenangebot als Beikoch in einem Klini-
kum in Meißen-Radebeul übersandte die 
Beklagte einen Tag später per Post.

Im Januar 2012 teilte der Kläger mit, sich 
auf keine der Stellen beworben zu haben. 
Mit drei Bescheiden stellte die Beklagte den 
Eintritt einer dreiwöchigen, einer sechs- 
wöchigen und einer zwölfwöchigen Sperr-
zeit fest.
Das Bundessozialgericht führte aus, dass bei 
mehreren Beschäftigungsangeboten, die in 
einem so engen zeitlichen Zusammenhang 
unterbreitet werden, dass sie der arbeits-
losen Person gleichzeitig vorliegen, von 
einem einheitlich zu betrachtenden Lebens-
sachverhalt auszugehen sei. Bewerbe sich 
der Arbeitslose in einer solchen Situation 
nicht, müsse dies als einheitliches versiche-
rungswidriges Verhalten gewertet werden. 
Ein einziges versicherungswidriges Verhal-
ten dürfe jedoch nicht mehrfach sanktio-
niert werden.
Bundessozialgericht,
Urteil vom 03.05.2018 – B 11 AL 2/17 R –

A r b e i t s r e c h t
Kopftuch
Das Arbeitsgericht Berlin hat die Klage 
einer Lehrerin abgewiesen, die an einer 
Grundschule mit einem muslimischen 
Kopftuch unterrichten wollte.
Im zugrunde liegenden Streitfall hatte das 
Land Berlin die Klägerin für einen Einsatz 
in einer Grundschule vorgesehen und sie 
an ein Oberstufenzentrum umgesetzt, als 
die Klägerin bei dem Unterricht ihr Kopf-
tuch tragen wollte. Die Klägerin hatte sich 
gegen diese Umsetzung gewandt und gel-
tend gemacht, sie werde durch die Zuwei-
sung eines anderen Arbeitsplatzes in ihrer 
grundgesetzlich geschützten Religionsfrei-
heit verletzt.

Das Arbeitsgericht Berlin hat die Umset-
zung für rechtmäßig gehalten. Die Klägerin 
sei nach ihrem Arbeitsvertrag verpflich-
tet, auch an einem Oberstufenzentrum zu 
unterrichten. Eine unerlaubte Benachteili-
gung der Klägerin wegen ihrer Religion lie-
ge nicht vor. Vielmehr habe das Land Berlin 
bei der Zuweisung des Arbeitsplatzes be-
achten müssen, dass das Berliner Neutra-
litätsgesetz den Einsatz einer Lehrerin mit 
Kopftuch an einer Grundschule verbiete. 
Das Neutralitätsgesetz verstoße nicht ge-
gen verfassungsrechtliche Vorschriften. 
Der Berliner Gesetzgeber habe in zulässiger 
Weise das Verhältnis zwischen der Religi-
onsfreiheit der öffentlich Bediensteten und 
dem Gebot der religiösen Neutralität des 
Staates geregelt. Die Religionsfreiheit der 
Klägerin müsse daher hinter dem schüt-
zenswerten Interesse des Landes Berlin an 
einer religionsneutralen Ausgestaltung der 
Grundschulen zurückstehen.
Arbeitsgericht Berlin,
Urteil vom 09.05.2018 – 60 Ca 8090/17 –
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F a m i l i e n r e c h t
Aufenthaltsbestimmungsrecht
Ist die Kindesmutter nicht fähig, zuverlässig 
den Alltag des schulpflichtigen Kindes zeit-
lich zu strukturieren, so dass es zu häufigen 
Fehlzeiten in der Schule kommt, so ist das 
Kindeswohl gefährdet. In diesem Fall kann 
ihr das Aufenthaltsbestimmungsrecht ent-
zogen werden. Dies geht aus einer Entschei-
dung des Oberlandesgerichts Brandenburg 
hervor.

Dem Fall lag folgender Sachverhalt zugrun-
de: Im März 2015 beantragte der Vater 
eines 8-jährigen Kindes die Übertragung 
des Aufenthaltsbestimmungsrechts von der 
Kindesmutter auf ihn. Hintergrund dessen 
waren erhebliche Fehlzeiten des Kindes in 
der Schule, welche die Versetzung in die 
nächste Klassenstufe gefährdeten. So wies 
das Zeugnis vom Januar 2015 21 Tage ent-
schuldigtes Fehlen sowie zwei Tage unent-
schuldigtes Fehlen auf. Das Zeugnis vom 
Januar 2016 wies 19 versäumte Tage auf.
Das Amtsgericht Eisenhüttenstadt sah die 
Erziehungsfähigkeit der Kindesmutter in 
erheblichem Maße eingeschränkt und gab 
daher dem Antrag des Kindesvaters im Mai 
2016 statt. Dagegen richtete sich die Be-
schwerde der Kindesmutter.
Das Oberlandesgericht Brandenburg be-
stätigte die Entscheidung des Amtsgerichts 
und wies daher die Beschwerde der Kindes-
mutter zurück. Die Übertragung des Aufent-
haltsbestimmungsrechts auf den Kindes-
vater sei rechtens, da dieser eine bessere 
Gewähr dafür biete, dass das Kind zukünftig 
die Schule regelmäßig besuchen werde.
Die Kindesmutter sei nach Auffassung des 
Oberlandesgerichts ihrer Pflicht, den regel-
mäßigen Schulbesuch des Kindes sicherzu-
stellen, nicht ausreichend nachgekommen. 
Dies sei aus schulischer Sicht Ursache für die 
schlechten schulischen Leistungen des Kin-
des. Die Fehlzeiten deuten auf eine Kindes-
wohlgefährdung hin und begründen einen 
deutlichen Vorrang des Vaters unter dem 
Gesichtspunkt des Förderungsgrundsatzes. 
Der Sachverständige habe die Erziehungs-
fähigkeit der Mutter als eingeschränkt ein-
gestuft. Sie sei nicht in der Lage, zuverlässig 
den Alltag des schulpflichtigen Kindes zeit-
lich zu strukturieren.
Oberlandesgericht Brandenburg,
Beschluss vom 26.09.2016 – 10 UF 62/16 –
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